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Will: Koalition schafft mehr 
Mobilität für Niedersachsen 
 
Die rot-grüne Regierungskoalition in Niedersachsen sorgt für mehr Mo-

bilität im Land und stärkt den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 

nachhaltig: „Mit unserem Nahverkehrsgesetz sichern wir 90 Millionen 

Euro für die Schülerbeförderung in Niedersachsen und erreichen damit, 

dass mindestens bis zur Sekundarstufe 1 alle Schülerinnen und Schü-

ler kostenlos fahren können“, betont Gerd Will, verkehrspolitischer 

Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, zur Einbringung des Gesetzes im 

Landtag am Dienstag. 

 

Dazu will die Koalition 20 Millionen Euro mehr für Mobilität ins ÖPNV-

System geben. „Wir brauchen eine Weiterentwicklung des Nahverkehrs 

und vor allem vor Ort passende Mobilität in unseren Städten und Land-

kreisen. Darin liegen die Entwicklungschancen des Nahverkehrs, des-

sen Basis – vor allem auf dem Land – heute vielfach die Schülerver-

kehre sind“, erklärt der SPD-Verkehrsexperte Will. 
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Mit dem Gesetz, so Will, erreiche die Koalition eine Bündelung von Auf-

gabenträgerschaft und Finanzverantwortung und vor allem Planungssi-

cherheit. Will: „Altersgerechte, preiswerte und auch barrierefreie Mobili-

tät, das ist die Zukunft des öffentlichen Personennahverkehrs in Nie-

dersachsen, die wir gestalten wollen.“ 

 

Der Zweckverband Braunschweig wird im Zuge des Gesetzes jedes 

Jahr 25 Millionen Euro mehr für den ÖPNV erhalten. „Wir haben im 

Raum Braunschweig seit zehn Jahren einen Nachholbedarf. Dem tra-

gen wir mit mehr Mitteln Rechnung“, erklärt der stellvertretende SPD-

Fraktionsvorsitzende Gerd Will abschließend. 

 

Das Gesetz soll nach den bisherigen Planungen der rot-grünen Regie-

rungskoalition im Frühjahr 2017 in Kraft treten. 


